
Derzeit laufen die Auswertungen 
des Stresstests der französischen 
Atomkraftwerke. Klar ist bereits, 
dass alle 58 französischen AKW 
nachgerüstet werden müssen. 
Der Stresstestbeauftragte für das 
Saarland, Rheinland-Pfalz und 
Luxemburg, Dieter Majer, hat in-
zwischen seinen Bericht über den 
Stresstest für das AKW Cattenom 
vorgelegt.

	 Die Ausführungen von Dieter 
Majer haben aus Sicht der Grü-
nen-Landtagsfraktion zwei Dinge 
deutlich gezeigt: Es gibt eine lan-
ge Liste mit erheblichen Mängeln 
und im Stresstest wurden nicht 
einmal annähernd alle sicherheits-
relevanten Faktoren überprüft. 
Wir halten einen Weiterbetrieb 
des AKW Cattenom für nicht ver-
antwortbar. Der Reaktor muss so-
fort abgeschaltet werden. Einer der 

eklatantesten Mängel ist, dass so-
wohl die Strom- als auch die Kühl-
wasserversorgung des AKW bei 
Erdbeben und Hochwasser nicht 
ausreichend gesichert sind. Im 
Falle eines Erbebens könnte die 
Kühlung nur über den Mirgen-
bachsee erfolgen. Dort gibt es si-
cherheitsrelevante Probleme durch 
Algenbildung und durch Korro-
sionen an Verschraubungen und 
Leitungen.

	 Nicht hinnehmbar sind auch 
die langen Fristen, die die EdF als 
Betreiberin für die Behebung der 
festgestellten Mängel hat. Es kann 
nicht sein, dass Notstromaggrega-
te erst im Jahr 2020 nachgerüstet 
sein müssen. 2015 soll erst die Er-
arbeitung des Maßnahmenplanes 
für einen vollständigen Stromaus-
fall fertig gestellt sein. Eine zent-
rale schnelle Eingreiftruppe für 

Störfälle soll ebenfalls erst 2015 
einsatzbereit sein. Außerdem hat 
die EdF in ihrem Bericht keine 
Ausführungen zur Sicherheit des 
AKW bei Flugzeugabstürzen ge-
macht. Hier müssten eigentlich 
zwei Szenarien vorgesehen sein: 
ein Flugzeugunglück und der ter-
roristisch geplante Absturz eines 
Flugzeugs. Mit beiden Szenarien 
befasst sich der Bericht der EdF 
nicht.

	 Die Kommission 6 des Inter-
regionalen Parlamentarierrates 
(IPR) hat in ihrer Sitzung am 28. 
November eine Resolution be-
schlossen, in der die EdF zur un-
verzüglichen Mängelbeseitigung 
aufgefordert wird.
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Gesetz zur Begleitung der Neu-
organisation der saarländischen 
Vollzugspolizei verabschiedet

Untersuchungsausschuss 
 „Landtagswahlen 2009“ beendet

Der Landtag hat das Gesetz in 
seiner Sitzung am 30.11. ver-

abschiedet. Dieser Gesetzesentwurf 
ist der Beginn umfangreicher Struktur-
änderungen rund um die saarländische 
Polizei. Damit wird der Neuorganisa-
tion der saarländischen Polizei, die mit 
dem Zusammenschluss von Landeskri-
minalamt und Landespolizeidirektion 
zu einem Landespolizeipräsidium ein-
hergeht, Rechnung getragen.

++++++++++++++++++++++++++

Der parlamentarische Unter-
suchungsausschuss, der die 

unternehmerische Einflussnahme auf 
die Regierungsbildung des Saarlandes 
nach den Landtagswahlen 2009 auf-
klären sollte, hat seine Arbeit beendet. 
Das Ergebnis des Untersuchungs-
ausschusses zeigt ganz klar, dass sich 
keiner der Vorwürfe der Opposition 
bestätigt hat. Insbesondere der Vor-
wurf, die Grünen hätten sich durch 
Parteispenden zu einer Koalitions-
entscheidung beeinflussen lassen, 
wurde als reine Rufmordkampagne 
der Oppositionsfraktionen entlarvt. 
Die Koalitionsentscheidung wurde 
von einem Grünen-Parteitag unbe-
einflusst in geheimer Abstimmung mit 
übergroßer Mehrheit beschlossen. Die 
Opposition ist grandios gescheitert 
mit dem Versuch, einen Skandal her-
beizureden und zu konstruieren.

.

Vorgänge um Trojaner-Software 
lückenlos aufklären

Heute ist klar: Die Bundesebe-
ne hat den Trojaner, von dem 

sie weiß, dass er klar gegen Vorgaben 
des BVerfG verstößt, an die Länder 
verteilt. Die Screenshot-Funktion geht 
über reines Abgreifen von verschlüs-
selten Telekommunikationsinhalten 
(Quellen-TKÜ) hinaus. Erfasst werden 
auch Inhalte, die möglicherweise nie-
mals den Computer verlassen. Das 
Gleiche gilt für Mitschnitte der Tastatur. 
Die jetzigen Enthüllungen zeigen, dass 
die durch das BVerfG-Urteil von 2008 
eng gesetzten Grenzen, nicht einge-
halten wurden. Die Software wurde 
zwar im Saarland von staatlichen Be-
hörden nicht eingesetzt, trotzdem ist 
es wichtig, zusammen mit Bund und 
Ländern weiterhin alles zu unterneh-
men, um die Vorgänge um den Einsatz 
des Trojaners lückenlos aufzuklären. 

++++++++++++++++++++++++++
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Informationsveranstaltung

   „Für ein gutes Klima sorgen“  
zeigt Chancen für den Klimaschutz auf

Ein kompetent besetztes Podium 
diskutierte im September mit 
etwa 100 interessierten Teil-
nehmerInnen anlässlich der In-
formationsveranstaltung der 
Grünen-Landtagsfraktion.
 
	 Die saarländische Umweltmi-
nisterin Dr. Simone Peter stellte 
das im Frühjahr 2011 aufgelegte 
Förderprogramm Klima-Plus-Saar 
vor und zeigte die Chancen und 
Möglichkeiten für Privathaushal-
te und Kommunen im Bereich der 
Erneuerbaren Energien auf.
  
	 Der Präsident des Saarländi-
schen Städte- und Gemeindetages 

(SSGT) Klaus Lorig legte dar, 
dass den Kommunen als größ-
tem Eigentümer öffentlicher Ge-
bäude und größtem Lieferant von 
Strom und Wärme (Stadtwerke) 
beim Ausbau der Erneuerbaren 
Energien eine besondere Verant-
wortung zukommt. Wichtig sei 
auch das Zukunftsthema Biomas-
se: Grünschnitt solle zukünftig in-
nerhalb des Saarlandes verwertet 
werden.
 
	 Als Geschäftsführer der Ver-
braucherzentrale des Saarlan-
des e.V. verwies Jürgen Zimper 
auf die sozialpolitische Kompo-
nente, denn unter den jährlich 
durchgeführten 2.500 Energieein-
sparberatungen scheiterten einige 

Maßnahmen an mangelnder fi-
nanzieller Ausstattung. Er forder-
te dazu auf, die Beratungsangebote 
besser zu vernetzen.
 
 	 Ralph Schmidt und Dr. Alex-
ander Dörr von der ARGE Solar 
e.V. berichteten über ihre Erfah-
rungen aus 20 Jahren Energie-
beratung für Kommunen und 
Privatleute. Ihr Fazit: Der Wil-
le zu Klimaschutzmaßnahmen ist 
privat und kommunal vorhanden, 
die energetischen und kreativen 
Ressourcen der Kommunen, Ge-
bäudeplanerInnen und Eigen-
heimbesitzerInnen müssen noch 
effizienter genutzt werden.

Ausbau von Kinderkrippen geht im 	
Saarland gut voran
Das Saarland ist auf einem guten Weg, 
die 2007 vereinbarten Ziele beim Ausbau 
der Kinderkrippenplätze bis 2013 zu er-
reichen und damit die Rahmenbedingun-
gen für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf weiter zu verbessern. 

	 Um das 35-Prozent-Ziel zu erreichen, 
müssen im Saarland 6.300 Krippenplätze 
geschaffen werden. In den Jahren 2012 bis 
2014 werden weitere rund 49 Millionen 
Euro Landesmittel und 7 Millionen Euro 
Bundesmittel für den Krippenausbau zur 
Verfügung gestellt. Helfen würde dabei, 
wenn der Bund statt Milliarden in eine 

„Herdprämie“ zu vergeuden, dieses Geld 
zusätzlich in den Krippenausbau investie-
ren würde.

	 Entsprechend der Berechnungen von 
Experten wünschen sich rund ein Drit-
tel der Eltern von Kindern im Alter von 
1-3 Jahren Betreuungsplätze. Bis 2013 soll 
der Ausbau so weit vorangeschritten sein, 
dass der ab dem 1. August 2013 bestehen-
de Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz für Kinder ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr (§ 24 (neu) SGB VIII) erfüllt 
werden kann. 

	 Wir warnen bereits seit vielen 
Jahren vor dem Betrieb des AKW 
in Cattenom. In den letzten Jahren 
gab es zahlreiche Pannen und Zwi-
schenfälle, die auch ohne Stresstest 
belegen, dass dieses AKW ein 
Sicherheitsrisiko für die gesamte 
Region ist. Erst Ende August kam 
es in Block zwei des AKW zu einer 
Schnellabschaltung wegen einer 
Schwankung des Wasserniveaus in 
den Dampfturbinen. Der betroffe-
ne Block war zu diesem Zeitpunkt 
gerade erst nach einer monatelan-
gen Revision wieder angefahren 
worden.

	 Wir haben immer gegen den 
Bau und den Betrieb des AKW 
gekämpft und die vielen Störfälle 
der vergangenen Jahre haben uns 
in unserer Befürchtung bestätigt, 
dass dieses AKW ein Sicherheits-
risiko ist. Cattenom gehört abge-
schaltet, um die Sicherheit für die 
Bevölkerung und die Umwelt in 
der Großregion vor den nuklearen 
Gefahren, die von Cattenom aus-
gehen, wirksam zu schützen.

	 Wir fordern die französische 
Staatsregierung auf, die Ver-
längerung der Laufzeiten ihrer 
Atomkraftwerke umgehend zu-
rückzunehmen, den Ausstieg aus 
der Atomenergie auch in Frank-
reich einzuleiten und das AKW 
Cattenom sofort vom Netz zu 
nehmen.

AKW CATTENOM 
SOFORT VOM NETZ 
NEHMEN!

Fortsetzung TOP-THEMA

vlnr: Jürgen Zimper, Klaus Lorig, Claudia Willger, Dr. Simone Peter, Ralph Schmidt



Bundestag und Bundesrat haben 
das Gesetz zur Verbesserung 
der Eingliederungschancen am 
Arbeitsmarkt verabschiedet.

	 Das eigentliche Ziel der Re-
form war, eine klarere Struktur 
der Arbeitsförderung zu schaffen. 
Diesem Ziel wird das Gesetz 
aber nicht gerecht. Es hat sich 
als schlichte Sparmaßnahme ent-
puppt. Gerade Langzeitarbeitslo-
se, an denen die gute Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt fast voll-
ständig vorbeigeht, drohen durch 
die drastischen Einsparungen 
noch mehr ins Abseits zu geraten. 
Das Saarland hatte sich daher 
frühzeitig für Änderungen am ur-
sprünglichen Gesetz eingesetzt.
 
	 Die daraufhin im Vermitt-
lungsausschuss beschlossenen 
Änderungen waren aus unserer 
Sicht aber weiterhin nicht ausrei-
chend. So wird es beispielsweise 
ausgerechnet beim Zuschuss für 
Existenzgründungen bei den ge-
planten Einsparungen bleiben. 
Nachweislich bietet dieses Instru-
ment vielen Langzeitarbeitslosen 
eine Perspektive, mit der zugleich 
Beschäftigungsmöglichkeiten für 
andere geschaffen werden. Das 
Saarland hat dem Gesetz im Bun-
desrat daher nicht zugestimmt.
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Grüne 
lehnen Gesetz 
zur Reform 
der Arbeits-
förderung ab

Die schrecklichen Taten müs-
sen in aller Schärfe verfolgt und 
geahndet werden. Die Grünen-
Landtagsfraktion begrüßt, dass 
die Bundesregierung endlich ein-
sieht, dass es rechtsextremen Ter-
ror in Deutschland gibt.

	 Jahrelang wurde dieser Be-
reich sträflich vernachlässigt, was 
sich nun rächt. Wir fordern die 
Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund auf, Kürzungen im 
Bundesprogramm gegen „Extre-
mismus“ unverzüglich zurückzu-
nehmen und diese Gelder zudem 
weiter aufzustocken. Wir brauchen 
dringend die Arbeit der zivilgesell-
schaftlichen Initiativen, die sich 
gegen Rechtsextremismus, Rechts-
populismus und Rassismus enga-
gieren, da sie maßgeblich zu einer 
Kultur der Toleranz und Men-
schenrechtsorientierung beitragen.

	 Wir wollen, dass endlich die 
Voraussetzungen für ein NPD-
Verbotsverfahren geschaffen 
werden. Ein NPD-Verbot ist im 
Kampf gegen Rechtsextremismus 
zwar kein Allheilmittel. Aber 
es ist nicht weiter hinnehmbar, 
dass eine solche rechtsextreme 
Partei mit staatlicher Unterstüt-
zung unverhohlen hetzerisch in 
der Öffentlichkeit auftreten kann 
und gesellschaftsfähig gemacht 
wird.
 
	 Die zunehmende Verbreitung 
von rassistischem und menschen-
verachtendem Gedankengut und 
rechter Gewalt kann nicht länger 
hingenommen werden. Ihr muss 
im Rahmen einer Gesamtstra-
tegie entgegengewirkt werden. 
Dafür brauchen wir ein breites 
gesellschaftliches Bündnis und 
die Stärkung lokaler Initiativen.

Rechtsextremismus  
wirksam bekämpfen

Das Gentechnik-Urteil des 
EuGH ist ein großer Erfolg 
nicht nur für die Imkerinnen 
und Imker sondern auch für den 
Verbraucherschutz. 

	 Es stellt ausdrücklich klar, 
dass Pollen von gentechnisch 
veränderten Pflanzen weder im 
Honig noch in anderen Nah-
rungsmitteln etwas zu suchen 
haben und diese entsprechend 
gekennzeichnet werden müssen. 
Dann können die Verbraucher 
frei entscheiden, ob sie solche 
Produkte konsumieren wollen 
oder nicht. Der EuGH bekräftigt 
in seinem Urteil auch das sog. 
„Verursacherprinzip“ – es spielt 
keine Rolle, ob die gentechnisch 

veränderten Pollen „absichtlich“ 
in den Honig gelangt sind. Es be-
steht in jedem Fall ein Schadens-
ersatzanspruch gegen diejenigen, 
die die Gentech-Pflanzen ange-
baut haben.
 
	 Das Saarland ist das einzige 
Bundesland, in dem bisher kei-
ne Anbauflächen für gentech-
nisch veränderte Organismen 
existieren. Wir wollen, dass das 
Saarland auch weiterhin gentech-
nikfreie Zone bleibt! Hier wäre es 
auch zu begrüßen, wenn eine Ko-
operation mit Rheinland-Pfalz 
zustande kommen würde, um 
die gentechnikfreien Anbauge-
biete noch weiter auszudehnen.

Die Mord-Serie durch rechtsextremistische Terroristen 
erschüttert derzeit ganz Deutschland.

Ökologische Produkte aus der Region 
Landwirtschaft und Ernährung mit Zukunft!

Wir bitten um Anmeldung per E-Mail, Fax, Post oder Telefon.  
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.

im großen Restaurant im Landtag des Saarlandes

Der Landtag verabschiedete 
am 30.11.2011 einstimmig 
eine Resolution „Rechts-
radikale Taten wirksam be-
kämpfen“, mit der der Opfer 
gedacht wird und die schreck-
lichen Taten verurteilt werden. 
Alle Fraktionen des Landtages 
sind übereingekommen, ein 
Zeichen gegen Rechtsextre-
mismus zu setzen. Deshalb 
wurde im Rahmen der Haus-
haltsberatungen gemeinsam 
ein Antrag verabschiedet, 
mit dem die Landesmittel im 
Kampf gegen Rechtsextremis-
mus um 100.000 Euro erhöht 
werden.  

Terminhinweis: 
Mittwoch, 25.01.2012  • 19 Uhr bis 21 Uhr

Saarland soll 
gentechnikfreie 
Zone bleiben

TeilnehmerInnen:

• Dr. Simone Peter, Ministerin für Umwelt, Energie und Verkehr

• Dr. Felix Prinz zu Löwenstein, Agrarwissenschaftler, Biolandwirt und      
	 Autor des Buches „FOOD CRASH – Wir werden uns ökologisch 		
	 ernähren oder gar nicht mehr“

• Klaus Fontaine, Präsident des Bauernverbandes Saar e.V. 

• Manfred Nafziger, Vorsitzender Bioland Rheinland-Pfalz/Saarland e.V.

Begrüßung und Moderation:

• Claudia Willger, stellv. Vorsitzende B90 /Grünen-Landtagsfraktion
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Alle Änderungen wurden von den drei Koalitionsfraktionen einstimmig beschlossen. Die Vorgaben 
der Schuldenbremse können auch 2012 - wie bereits 2011 - eingehalten werden.

Gemeinsam mit der CDU- und FDP-Landtagsfraktion hat die Grünen-Landtagsfraktion im 
Landeshaushalt für das Jahr deutliche Akzente in den Bereichen Bildung, Kommunen, Soziales und 
Datenschutz gesetzt.

Markus Schmitt, 
Landtagsabgeordneter

Hier ein kurzer Überblick über einige Änderungsanträge zum Haushalt 2012:

Verantwortlich für die Herausgabe 
dieser Informationsschrift:

Bündnis 90/Die Grünen 
Landtagsfraktion vertreten durch 
Fraktionsgeschäftsführerin  
Claudia Beck,  
Landtag des Saarlandes,  
Franz-Josef Röder Str. 7,  
66119 Saarbrücken
  
Tel.: 0681/5002-508,  
Telefax: 0681/5002-511, 
E-Mail: fraktion@gruene-saar.de 
Fotos: Seite 1, benoitd/flickr.com
stockxchange, Fotolia, Grüne Saar
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> Entlastung für die saarländischen Kommunen
> Mehr Geld für Bildung, Familien und Datenschutz 

Landeshaushalt 2012

1. Entlastung von 55 Mio. Euro für die Kommunen
Größtes Entlastungspaket seit Jahrzehnten für die Städ-
te und Gemeinden im Saarland

Das Land übernimmt sowohl die Zinszahlungen als 
auch Tilgung aus dem „Fonds Kommune 21“, die 
ursprünglich von den Kommunen zu tragen gewe-
sen wären.

2. Stärkung des Datenschutzes

Der öffentliche und private Datenschutz sind in einem 
Datenschutzzentrum zusammengefasst worden. Zur 
Aufgabenerfüllung sind zwei neue Stellen mit einem 
Volumen von rund 80.000 Euro geschaffen worden.

3. Motivation und Unterstützung beim Ehrenamt

Zur landesweiten Einführung der „Ehrenamtskarte“ 
sind 100.000 Euro bereitgestellt worden.

4. Hohe Investitionen für die Altenpflegeaus-
bildung und Fortsetzung des Engagements 
zur Stärkung des Gesundheitsbewusstseins

Die Mittel für die Ausbildung von AltenpflegerInnen 
und AltenpflegehelferInnen werden um 300.000 
Euro erhöht. Die Zuschüsse zur Förderung von 
Maßnahmen gegen Krebs und andere Präventions-
Angebote im Rahmen des Projekts „Das Saarland 
lebt gesund“ bleiben erhalten. 

5. Attraktives Angebot an künftige Berufs-
schulLehrer

Um dem Mangel an BerufsschullehrerInnen zu be-
gegnen, wird die im vergangenen Jahr beschlossene 
Absenkung der Eingangsbesoldung für den ersten 
Einstellungstermin 2012 zurück genommen.

6. Mehr Geld für Sozial- und Altenpolitik 
und zur Bekämpfung von Kinderarmut

Zur Verbesserung der Versorgungssituation von De-
menzkranken wird der Haushaltsansatz um 30.000 
Euro auf 100.000 Euro angehoben. Ein neuer Haus-
haltstitel mit 30.000 Euro dient zur Förderung von 
Entwicklung neuer Wohnformen für ältere Men-
schen. Für die Projekte HIPPY/OPSTAPJE und KIBIZ 
werden jeweils zusätzliche 30.000 Euro eingesetzt. 
Beim Landesamt für Soziales wird der Mittelansatz 
für Inklusionsmaßnahmen um 100.000 Euro erhöht, 
um Integrationsprojekte zu fördern.

7. Verbesserung der Situation in der Landes-
aufnahmestelle Lebach

Um die Situation der Flüchtlinge in der Landes-
aufnahmestelle in Lebach zu verbessern, werden 
zusätzliche 50.000 Euro in den Landeshaushalt 
eingestellt. Zudem sollen vorhandene Restmittel in 

Höhe von 50.000 Euro in diesem Bereich zügig ab-
gebaut werden. 

8. Mehr Geld für Klimaschutz und erneuerbare 
Energien

Mit zusätzlichen 200.000 Euro wird das Institut für 
Zukunftsenergiesysteme (IZES GmbH) ausgestattet, 
um die wissenschaftliche Begleitung des inhaltlichen 
Schwerpunktes der Landesregierung Klimaschutz 
und Ausbau der Erneuerbaren Energien sicherzu-
stellen und auszuweiten. Damit stehen für Klima-
schutzmaßnahmen insgesamt fast 20 Mio. Euro zur 
Verfügung.

9. Übergangsregelung bei Pensionierungen 
bei der Polizei und Abschaffung des einfachen 
Dienstes bei der Justiz

Statt einer vollständigen Streichung der Ausgleich-
zahlungen für PolizeibeamtInnen wird eine gestaf-
felte Übergangsregelung eingeführt. Bei der Justiz 
wird der „einfache Justizdienst“ abgeschafft.

10. Stärkung von Kunst und Kulturpflege

Mit zusätzlichen rund 50.000 Euro wird im kom-
menden Jahr im Bereich Kulturbahnhof, pädagogi-
sche Filmarbeit, beim Theater Überzwerg und der 
Hochschule für Bildende Künste mehr Geld zur Ver-
fügung stehen.

11. Förderung schulischer MaSSnahmen der 
Berufsorientierung

Die Mittel für die Förderung schulischer Maßnah-
men werden um 30.000 auf 55.000 Euro erhöht.

12. Neue Stellen für Cyber-Kriminalität  
bei der Polizei

Anfang des nächsten Jahres wird bei der Polizei eine 
Dienststelle „Cybercrime“ mit mindestens zwei ex-
ternen IT-SpezialistInnen eingerichtet. 

13. Planungsmittel für Nordsaarland-StraSSe

Zur Planung und Überprüfung des Projektes ist 
eine zusätzliche Verpflichtungsermächtigung von 
200.000 Euro vorgesehen. Für uns als Grüne steht 
dabei die Umweltverträglichkeitsprüfung im Mittel-
punkt, um vor Beginn einer Planung für die 16 Mil-
lionen Euro teure Nordumfahrung zu klären, ob es 
aus ökologischer Sicht Sinn macht, eine Trasse durch 
den Merziger Kammerforst zu bauen.

Weitere Infos zu den Abänderungsanträgen 
der Fraktion erhalten Sie unter  
fraktion@gruene-saar.de

Informationen 
gefällig?

Sie hätten gerne weitere 
Informationen zur Arbeit im 
Landtag? 
Sie interessieren sich für 
parlamentarische Anfragen, 
Anträge und Gesetzentwürfe? 
Melden Sie sich einfach unter 
0681/5002-508 oder 
fraktion@gruene-saar.de


